231-2004, Parlamentarische Initiative Steinemann 
betreffend  Abschaffung von § 338a Abs. 2 PBG

Kantonsrat Zürich am Montag, 10. Januar 2005


Diese parlamentarische Initiative von Frau Steinemann kann nicht unterstützt werden.

Natürlich sind auch wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nicht glücklich, wenn Verzögerungen entstehen müssen, wenn besorgte Einzelne und um das Wohl der Natur besorgte Verbände von ihren Rechten Gebrauch machen. 

Ob Einsprachen im Einzelfall immer sachlich gerechtfertigt und zudem politisch geschickt erhoben werden, kann und will ich hier jetzt nicht beurteilen. Dies würde der Analyse jedes Einzelfalles bedürfen. Es ist aber ganz sicher generell zu sagen, dass es falsch ist, ein demokratisches Rechtsmittel abzuschaffen, bloss weil persönlich gewünschte Bauvorhaben verzögert realisiert werden könnten.

Es ist offensichtlich, dass diese Initiative einer spontanen Handlung im Umfeld der Wirren um das Stadion Zürich entsprungen ist.

Selber Sportler fände ich Fussballeuropameisterschften in Zürich höchst begrüssenswert. Sie können motovieren selber Sport zu treiben, sie sind Wasser auf die Mühlen der Wirtschaft und des Arbeitsstandortes und sie stellen ein Austragungsort ins Scheinwerferlicht.

Daran hätten wir alle Freude.

Würden grosse Bauten jeweils von Anfang an allen Regeln gemäss und in Freund-Nachbarschaftlicher Zusammenarbeit mit den Anwohnenden präsentiert; es gäbe kaum Angriffsfläche für Einsprachen.

Aus Umnut über die Nutzung eines Rechtes aber gleich das Recht an sich abschaffen zu wollen, ist eine unverhältnissmässige Überreaktion.

Die vorliegende PI hat aber noch einen ganz anderen, wesentlichen Mangel: Sie will das Verbandsbeschwerderecht abschaffen, welches im Natur- und Heimatschutzgesetz des Bundes ferankert ist. Das kann man durch Kantonsratsentscheid aber nicht. Das kantonale Verbandsbeschwerderecht nach PBG ist die Ausführung zum bundesrechtlichen Beschwerderecht. Herr Arnold hat ein bisschen länger nachgedacht und fordert darum in seiner PI zumindest folgerichtig eine Standesinitiative in dieser Sache. Nicht dass die PI von Herrn Arnold meine Sympathie hätte, zumindest verfahrenstechnisch ist ist sein Vorstoss einigermassen ausgegoren. Die PI von Frau Steinemann ist es aber nicht.

Die PI Steinemann ist auch sonst wenig tauglich.

Die weitaus meisten Einwendungen der Verbände können im Dialog und mittels Projektoptimierungen bereinigt werden. Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zu Einsprachen Einzelner. Privatbeschwerden sind schwieriger zu kontrollieren und müssen deutlich häufiger auf dem Weg durch die Instanzen erledigt werden.  Würde die Einsprachemöglichkeit der Verbände aufgehoben, käme es konkret statt zu einer Verbandsbeschwerde zu einer Vielzahl von Privatbeschwerden. Und Sie wissen genau so gut wie wir, dass damit die Türe aufgestossen würde auch für erpresserische Beschwerden Einzelner, welche sich ihre Einsprachen teuer bezahlen lassen könnten.

Eine Streichung des Paragrafen 338a Absatz 2 PBG würde die Konflikte also deutlich verschärfen. Wollen Sie dies wirklich?

Nach Aussage von alt-Bundesrat Cotti sind Einspracherechte von Verbänden ein „letztes Ventil um fragwürdige Entscheide zugunsten von ökologisch und ökonomisch ausgewogeneren Lösungen korrigieren zu können.“

Wir wollen, dass dieses Parlament keine demokratisch bedenklichen Entscheide zur Torpedierung von Bundesrecht fällt. Wir wollen keine guten Bauten verhindern. Und wir wollen, dass die Qualität von Bauten auch aus Umweltschutzsicht hoch bleibt.

Wenn Sie dies auch wollen, dann lehnen Sie zusammen mit der SP-Fraktion die PI Steinemann ab.


Namens der SP-Fraktion: Roland Munz (SP, Zürich), Tel: 079 400 99 56, info@rolandmunz.ch

